
Deutscher Bundestag Drucksache 15/2290
15. Wahlperiode 29. 12. 2003

Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Schreiben des Bundesministeriums der Justiz vom 23. Dezember 2003
übermittelt.
Die Drucksache enthält zusätzlich – in kleinerer Schrifttype – den Fragetext.

Antwort
der Bundesregierung

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Maria Eichhorn, Annette Widmann-
Mauz, Markus Grübel, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der CDU/CSU
– Drucksache 15/2211 –

Vorschlag für eine EU-Richtlinie zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Frauen und Männern beim Zugang zu und bei der
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen

Vo r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r
Die EU-Kommission hat am 5. November 2003 einen Vorschlag für eine
Richtlinie des Rates zur Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehand-
lung von Frauen und Männern beim Zugang zu und bei der Versorgung mit
Gütern und Dienstleistungen vorgelegt.

Grundlage für diesen Richtlinienvorschlag bildet Artikel 13 EG-Vertrag, der
den Europäischen Rat ermächtigt, geeignete Vorkehrungen zu treffen, um
Diskriminierungen aus verschiedenen Gründen – u. a. aus Gründen des
Geschlechts – zu bekämpfen.

Der Vorschlag sieht unter anderem vor, dass Preise und Tarife für Waren und
Dienstleistungen künftig nicht mehr getrennt nach Geschlechtern berechnet
werden dürfen. Diese Richtlinie betrifft Banken, aber auch Lebens- oder Kfz-
Versicherer. Für Lebens- und Krankenversicherungen würden einheitliche
Versicherungstarife, so genannte Unisex-Tarife, zwingend vorgeschrieben.

Vo r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Der im November 2003 vorgelegte „Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur
Verwirklichung des Grundsatzes der Gleichbehandlung von Frauen und Män-
nern beim Zugang zu Gütern und Dienstleistungen und bei der Versorgung mit
ihnen“ (Ratsdokument 14812/03, KOM (2003) 657 endgültig) wird gegen-
wärtig von den betroffenen Bundesministerien geprüft. Hierbei geht es um die
Auswirkungen auf das Privatrecht im Allgemeinen und auf das private Ver-
sicherungsrecht im Besonderen. Angesichts dieser gegenwärtig stattfindenden
Prüfungen ist der Meinungsbildungsprozess innerhalb der Bundesregierung
noch nicht abgeschlossen; die Fragen zum Richtlinien-Vorschlag können daher
zum gegenwärtigen Zeitpunkt nicht beantwortet werden. Derzeit ist zudem
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noch nicht abzusehen, welches Ergebnis die Beratungen über den Richtlinien-
Vorschlag der EU-Kommission haben werden. Aus den erwähnten Gründen
sieht die Bundesregierung auch davon ab, in diesem Zusammenhang die detail-
lierten Fragen zur geltenden Rechtslage zu beantworten. Die Bundesregierung
wird den Deutschen Bundestag demnächst gemäß den §§ 3 ff. des Gesetzes
über die Zusammenarbeit von Bundesregierung und Deutschem Bundestag in
Angelegenheiten der Europäischen Union unterrichten.

1. Wie bewertet die Bundesregierung den von der EU-Kommission verab-
schiedeten Richtlinienvorschlag zur Verwirklichung des Grundsatzes der
Gleichbehandlung von Frauen und Männern beim Zugang zu und bei der
Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

2. Kann der Gesetzgeber durch entsprechende Vorschriften dazu beitragen,
dass Versicherungsunternehmen und Anbieter von Finanzdienstleistungen
geschlechtsneutrale Produkte anbieten?

Wenn ja, wie können solche Regelungen aussehen?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

3. In welcher Hinsicht strebt die Bundesregierung die Umsetzung dieses
Richtlinienentwurfes in Deutschland an, und wenn ja, mit welchen konkre-
ten Maßnahmen?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

4. Sieht die Bundesregierung den Grundsatz der Gleichbehandlung von
Frauen und Männern bei der Versorgung mit Gütern und Dienstleistungen
in den Bereichen Banken, Versicherungen und sonstige Finanzdienstleis-
tungen verletzt, und wenn ja, aus welchen Gründen und mit welchen Kon-
sequenzen?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

5. Wie beurteilt die Bundesregierung die Begründung der EU-Kommission
für den Richtlinienvorschlag, dass die Risikokalkulation beim Abschluss
einer Lebensversicherung das Geschlecht einer Person einbezieht, aber an-
dere Faktoren, wie sozioökonomischer Status, Familienstand, Ernährungs-
gewohnheiten, Rauchen, die für die Prognose der Lebenserwartung auch
von Bedeutung sind, nicht berücksichtigt?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.
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6. Teilt die Bundesregierung die Auffassung der EU-Kommission im Richt-
linienentwurf, nach der „einschlägige Studien belegen, dass das Ge-
schlecht nicht der wichtigste determinierende Faktor für die Lebenser-
wartung ist“, und dass daraus die Schlussfolgerung zu ziehen sei, „dass
die Praxis der Versicherer, das Geschlecht als determinierenden Faktor
bei der Risikobewertung heranzuziehen, ihren Grund wohl eher in der
leichten Handhabbarkeit hat als darin, dass es sich hier um einen aussage-
kräftigen Indikator für die Lebenserwartung handeln würde“?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

7. Welche versicherungsmathematisch handhabbaren und versicherungs-
technisch darstellbaren Faktoren sind nach Auffassung der Bundesregie-
rung neben oder anstelle des Geschlechts als aussagekräftige Indikatoren
für die Lebenserwartung bzw. das tatsächliche Versicherungsrisiko bei
Lebens-, Renten- und Krankenversicherungen geeignet?

Aus welchen Gründen werden diese Faktoren derzeit nicht oder nicht
flächendeckend von den Versicherungsunternehmen angewendet?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

8. Aus welchem Jahr stammen die Lebenserwartungstabellen der Versiche-
rungen, auf deren Grundlage heute die Verträge abgeschlossen werden in
Deutschland?

In welchem zeitlichen Abstand werden diese Tabellen aktualisiert?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

9. Hält die Bundesregierung gesetzlich vorgeschriebene Unisex-Tarife für
vereinbar mit dem Grundsatz der Vertragsfreiheit?

Wenn ja, warum?

Welche Gründe sprechen aus Sicht der Bundesregierung, aufgeschlüsselt
nach einzelnen Versicherungsbereichen, für Unisex-Tarife in der Privat-
versicherung, welche dagegen?

Welche Gründe sind aus Sicht der Bundesregierung gewichtiger und folg-
lich maßgeblich?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

10. Welche finanziellen Auswirkungen durch Unisex-Tarife erwartet die
Bundesregierung für Frauen und Männer?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

11. Können aus Sicht der Bundesregierung Unisex-Tarife in der Privatver-
sicherung zu einem weiteren Abbau der Geschlechterdiskriminierung
beitragen?

Wenn ja, warum, und wenn nein, warum nicht?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.
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12. Wie würden sich Unisex-Tarife aus Sicht der Bundesregierung auf den
Abschluss von neuen Privatversicherungen auswirken?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

13. Welche Befürchtungen werden von Seiten der Versicherungswirtschaft
und der Banken zu der vorgelegten Richtlinie geäußert?

Teilt die Bundesregierung diese Befürchtungen?

Wenn ja, warum?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

14. Würde nach Einschätzung der Bundesregierung ein Übergangszeitraum
von sechs Jahren, nach Verabschiedung durch den Ministerrat ausreichen,
um beispielsweise der Versicherungsbranche zu ermöglichen, die not-
wendigen Anpassungen vorzunehmen?

Wenn nein, warum nicht?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

15. Welche versicherungsmathematischen Grundsätze gelten in der privaten
Krankenversicherung hinsichtlich der Berücksichtigung des Geschlechts
bei der Kalkulation der Prämien?

Hält die Bundesregierung gesetzlich vorgeschriebene Unisex-Traife in
der Krankenversicherung für vereinbar mit Artikel 54 Abs. 2 der Richt-
linie 92/49/EWG, wonach die Beiträge der privaten Krankenversicherung
(PKV) unter Zugrundlegung von Wahrscheinlichkeitstafeln und anderen
einschlägigen statistischen Daten entsprechend der versicherungsmathe-
matischen Methode berechnet werden können?

Wenn ja, warum?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

16. Sieht die Bundesregierung eine Diskriminierung darin, dass Frauen unter
anderem aufgrund der Möglichkeit, schwanger zu werden, in der Kran-
kenversicherung höhere Beiträge zahlen?

Wie beurteilt die Bundesregierung in diesem Zusammenhang den von der
EU-Kommission vorgebrachten Diskriminierungstatbestand, dass Frauen
die Kosten tragen, aber der Nutzen von Kindern für die Gesellschaft allen
zugute kommt?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

17. Besteht aus Sicht der Bundesregierung in Bezug auf die Planungen der
EU-Kommission, im Versicherungsrecht nur noch allgemeine Risikofak-
toren gelten lassen zu wollen, die Gefahr, dass geschlechtsspezifische
Kosten wie zum Beispiel durch Schwangerschaften bei Umsetzung des
Richtlinienvorschlages ganz allein von den Frauen getragen werden
müssten?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.
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18. Aus welchen Gründen rückt die Bundesregierung von ihrem im Oktober
2003 von der Bundesministerin für Gesundheit und Soziale Sicherung,
Ulla Schmidt, erarbeiteten Vorschlag zu Unisex-Tarifen ab, beziehungs-
weise von einer geschlechtsneutralen Alternativregelung, die zusätzlich
die Riester-Altersvorsorge um Schutz vor Invalidität und Hinterbliebe-
nenversorgung erweitern sollte (Frankfurter Rundschau vom 12. Novem-
ber 2003)?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

19. Bestehen aus Sicht der Bundesregierung Benachteiligungen von Frauen
im Bereich der Unternehmensgründung und -führung?

Ist die Bundesregierung der Ansicht, dass besondere Darlehen für Unter-
nehmerinnen zu besonderen Zinssätzen oder besonderen Konditionen
und die Bereitstellung besonderer Unterstützungs- und Beratungsange-
bote für Unternehmerinnen dazu beitragen können, diese Benachteiligun-
gen zu kompensieren?

Welche Maßnahmen gibt es in diesem Zusammenhang in Deutschland?

Hält die Bundesregierung diese Angebote für ausreichend?

Wenn ja, aufgrund welcher Annahmen?

Wenn nein, welche weiteren Maßnahmen plant die Bundesregierung?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

20. Plant die Bundesregierung, auf nationaler Ebene Stellen einzurichten, de-
ren Aufgabe es ist, die Verwirklichung der Gleichbehandlung in den von
dem genannten Richtlinienvorschlag abgedeckten Bereichen zu verwirk-
lichen?

Gibt es konkrete Planungen über deren konkrete Ausgestaltung, und
wenn ja, wie sehen diese aus?

Wie beurteilt die Bundesregierung den Vorschlag der EU-Kommission,
dass die Beweislast, niemanden benachteiligt zu haben, bei den Unter-
nehmen und nicht bei den Betroffenen liegen soll?

Sieht die Bundesregierung die Gefahr, dass durch die Beweislastumkehr
eine Vielzahl von ungerechtfertigten Verfahren eingeleitet werden?

Mit welchen Kosten müssen die Betroffenen für Rechtsschutz, Beweis-
sicherung bzw. Dokumentation rechnen?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

21. Plant die Bundesregierung in diesem Zusammenhang Sanktionen gegen
Dienstleister bzw. Anbieter, die ihre Angebote nicht nach den Vorgaben,
die im o. g. Richtlinienentwuf genannt sind, ausrichten?

Wenn ja, welche?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.
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22. In welchen EU-Ländern existieren bereits Gleichstellungsstellen und
welche Erfahrungen liegen vor?

Welche Art der Beschwerden und Diskriminierungen werden an diese
Stellen herangetragen?

Inwiefern haben diese Stellen dazu beigetragen, die Gleichbehandlung
der Geschlechter zu verbessern?

Worin liegen ggf. die Verbesserungen?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.

23. In welchen Ländern gibt es bereits Antidiskriminierungsgesetze, und
welche Erfahrungen liegen bei der Umsetzung in der Praxis vor?

Siehe Vorbemerkung der Bundesregierung.
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